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10. Außertarifliche Verträge im UKSH: Vom Aufsichtsrat fest
gelegte Gehaltsgrenzen haben keine nachhaltige Wirkung 

 
Der Vorstand des UKSH hat die Möglichkeit, mit Chefärzten, ärzt
lichen Mitarbeitern mit besonderen Funktionen und leitenden 
Verwaltungsmitarbeitern außertarifliche Verträge abzuschließen.  
 
Um den Aufwuchs der Personalkosten zu begrenzen, führte der 
Aufsichtsrat ab 2007 Gehaltsgrenzen für Chefärzte und Verwal
tungsmitarbeiter ein. Abweichungen bedürfen der Zustimmung 
des Aufsichtsrats.  
 
Die Gehaltsgrenzen dienen jedoch ausschließlich der Entschei
dung, ob ein Vertrag dem Aufsichtsrat zur Zustimmung vorgelegt 
werden muss. Dies erfolgt auf Basis von Prognosen, die in der 
Folge nicht erneut überprüft werden. Sie begrenzen daher nicht 
langfristig die Höhe der Vergütung. 
 
Im September 2022 beschloss der Aufsichtsrat auf Empfehlung 
des Vorstands Anpassungen bei den Gehaltsgrenzen für Chef
ärzte und erhöhte so den Handlungsspielraum des Vorstands. Er 
kann seither ohne Einbindung des Aufsichtsrats höhere Vergü
tungen vereinbaren.  
 
Von der Neuregelung profitierten auch amtierende Chefärzte, 
indem sie mit dem Vorstand Gehaltserhöhungen verhandelten. 
Mehrkosten: bis zu 1 Mio. € pro Jahr. 
 
Der Aufsichtsrat sollte künftig den Vorstand anhand von maß
geblichen Kennzahlen kontrollieren. Dazu sollten die Personal
kosten ganzheitlich betrachtet werden.  

 
10.1 Vorbemerkungen 

 
Seit 2004 hat sich der LRH diverse Male mit den außertariflichen Verträ
gen (AT-Verträgen) im Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) 
beschäftigt.1 Die Prüfungsergebnisse führten dazu, dass der Finanzaus
schuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages die Landesregierung und 
das UKSH aufforderte, regulierend tätig zu werden.  
 

                                                      
1  Bemerkungen 2005 des LRH, Nr. 26, 2013, Nr. 16, 2018, Nr. 16 und 2019, Nr. 16. 
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Der Abschluss von AT-Verträgen gehört zu den Aufgaben des UKSH-
Vorstands.1 Der Vorstandsvorsitzende führt die Verhandlungen und ent
scheidet über die Ausgestaltung der Verträge.2 Aufgabe des Aufsichtsrats 
(AR) ist es, die Entscheidungen des Vorstands zu überwachen und Gren
zen und Zustimmungserfordernisse festzulegen.3 
 

10.2 Bis September 2022 geltende Grenzen für Chefarzt-Verträge hatten 
keinen langfristigen Effekt 
 
Der AR führte ab 2007 2 Gehaltsgrenzen für den Abschluss außertarif-
licher Verträge mit Klinik- oder Institutsleitungen ein, die bis Anfang Sep
tember 2022 galten. Danach musste ein Chefarzt-Vertrag dem AR zur 
Zustimmung vorgelegt werden, wenn 
• die Vergütung 55 % der Erlöse aus privatärztlicher Tätigkeit des Vor

gängers überstieg oder 
• die jährliche Gesamtvergütung aus dem Chefarzt-Vertrag voraussicht

lich mehr als 300.000 € betrug. 
 
Für die Übertragung einer Professur wird daneben im Regelfall ein Beam
tenverhältnis auf Lebenszeit mit dem Land begründet, aus dem der Chef
arzt zusätzlich eine Beamtenbesoldung erhält.  
 
Zwischen April 2017 und September 2022 beantragte der Vorstand insge
samt 8-mal die Zustimmung zu einem Chefarzt-Vertrag. Grund war immer 
die Überschreitung der 55 %-Grenze. Das hieß aber nicht, dass die neu 
angestellten Chefärzte maximal 300.000 € aus ihren AT-Verträgen ver
dienten. Eine höhere Vergütung war möglich, weil der 300.000 €-Gehalts-
grenze nur einmalig vor Vertragsabschluss Bedeutung zugemessen 
wurde.  
 
Die Gehaltsgrenze diente dem UKSH ausschließlich zur Entscheidung, ob 
der Vertrag dem AR zur Zustimmung vorgelegt werden musste. Hierfür 
stellt das UKSH vor Vertragsabschluss eine Prognose auf, da die Chef
arzt-Vergütung variable leistungsabhängige Bestandteile enthält. Lag 
diese Prognose unter der 300.000 €-Grenze, wurde der AR nicht einge
bunden.  

  

                                                      
1  § 87 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum 

Schleswig-Holstein (Hochschulgesetz - HSG) vom 05.02.2016, GVOBl. Schl.-H. 2016, 
S. 39, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.03.2025, GVOBl. Schl.-H. 
2025 Nr. 26. 

2  § 7 Abs. 2 Nr. 1 lit. m) Hauptsatzung des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein - 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel 
und der Universität zu Lübeck - (Hauptsatzung - HS) in der Fassung der Satzung zur 
zweiten Änderung der Hauptsatzung vom 12.04.2022. 

3  § 85 Abs. 2 Nr. 10 HSG. 
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Überschritt die tatsächliche Vergütung die Prognose, was teilweise schon 
in den ersten Jahren nach Vertragsabschluss geschah, erhielt der AR 
hierüber keine Information. Ihm war mithin nicht bekannt, wie viele Chef
ärzte tatsächlich mehr als 300.000 € verdienten.  
 
Zwar vereinbarte der Vorstand in den Verträgen mit den Chefärzten teil
weise eine Vergütungshöchstgrenze, allerdings machte er nicht durchgän
gig von dieser Möglichkeit Gebrauch. Während der Corona-Pandemie 
führte das zu Verwerfungen, als die Umsätze in einer Abteilung unge
wöhnlich stark anstiegen. Dadurch vervierfachte sich die - der Höhe nach 
nicht begrenzte - variable Vergütung für die beteiligten Chefärzte gegen
über dem sonst üblichen Niveau. Für 2020 und 2021 zahlte das UKSH den 
beteiligten Chefärzten zusammen 1,8 Mio. € mehr als variable Vergütung 
aus als im Vor-Corona-Jahr. Mit der verpflichtenden Aufnahme einer ver
traglichen Vergütungshöchstgrenze in die Chefarzt-Verträge hätte ein 
Kostenaufwuchs in diesem Ausmaß verhindert werden können. 
 
Das UKSH weist zunächst allgemein darauf hin, dass die Kosten im 
gesamten ärztlichen Dienst des UKSH unterhalb der durchschnittlichen 
Kosten der Universitätskliniken in Deutschland liegen. Hierfür sei das 
UKSH vom Finanzausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
ausdrücklich gelobt worden. Da die Vergütungen der Chefärzte und Ober
ärzte Bestandteil der ärztlichen Durchschnittsvergütung seien, sei rechne
risch eindeutig, dass das UKSH diese niedriger verhandele als der Durch
schnitt der Universitätskliniken in Deutschland. Die 300.000 €-Grenze sei 
keine Kappungsgrenze. Vielmehr sollten die Chefärzte finanziell belohnt 
werden, wenn sie die vor Vertragsbeginn prognostizierten Leistungen 
überträfen. 
 
Auch das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wis
senschaft, Forschung und Kultur (Wissenschaftsministerium) kritisiert 
die oft starke Fokussierung auf die Personalkostenentwicklung ohne Ein
beziehung der Gesamtsituation des UKSH, der Arbeitsmarktsituation oder 
bundesweiter Vergleiche. 
 
Der LRH entgegnet, dass sich die Prüfung ausschließlich auf die AT-
Verträge beschränkt. Dem LRH ist der Kostenvergleich des UKSH mit den 
durchschnittlichen Kosten aller Universitätskliniken in Deutschland im ärzt
lichen und Verwaltungsdienst durchaus bekannt. Er hat die vom UKSH 
dargestellten Zahlen jedoch nicht verifiziert, sodass dies nicht Teil der Prü
fung war. Vielmehr lag der Fokus der Prüfung auf der Herstellung von 
Transparenz und einer Kontrolle der Personalkosten.  
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Die vom AR gefasste Gehaltsgrenze beruht auf Beschlüssen des Schles
wig-Holsteinischen Landtages, die alle das Ziel haben, weitere Verluste für 
das UKSH zu vermeiden und Personalkosten im nicht tarifgebundenen 
Bereich zu reduzieren.1  
 

10.3 Neufassung der Gehaltsgrenzen war rechtlich bedenklich und führte 
zu erheblichen Mehrkosten 
 
Auf Betreiben des UKSH-Vorstands änderte der AR im September 2022 
die Gehaltsgrenzen für Chefärzte. Anhand von Vergleichszahlen zu 
Umsatzerlösen und zur Anzahl ärztlicher Mitarbeiter werden die Kliniken 
seither vom UKSH in Cluster eingeteilt. Für jedes der 5 Cluster ist ein 
Gehaltskorridor mit einer Maximalvergütung festgelegt. Dadurch sind Ver
gütungen ohne Zustimmung des AR möglich, die deutlich höher liegen 
können als bisher. 
 

10.3.1 Gehaltsgrenzen haben weiterhin keinen langfristigen Effekt 
 
Auch die neu gefassten Gehaltsgrenzen beschränken die Chefarzt-
Vergütungen nicht nachhaltig. Nach wie vor haben sie nur einmalig bei 
Vertragsabschluss Bedeutung bei der Entscheidung über die Zustim
mungspflicht des AR und beruhen lediglich auf Prognosen des Vorstands. 
Diese Prognosen werden ebenso wenig überprüft wie spätere Gehalts-
steigerungen. Die Gehaltsgrenzen wirken damit weiterhin nicht langfristig.  
 

10.3.2 Neue Gehaltsgrenzen als Grundlage für Gehaltserhöhungen  
 
Die Neufassung der Gehaltsgrenzen führte zu Kostensteigerungen. 14 im 
UKSH bereits beschäftigte Chefärzte verhandelten auf der Grundlage teils 
deutliche Gehaltserhöhungen mit dem Vorstand. Allein hierfür erwartet das 
UKSH jährliche Mehrkosten von bis zu 1 Mio. €. Bei Abschluss der Ände
rungsverträge wurde weder die wirtschaftliche Situation des UKSH insge
samt noch die der einzelnen Kliniken berücksichtigt, die die betreffenden 
Chefärzte leiten. Teilweise gehören diese Kliniken zu den größten Verlust
bringern im UKSH.  
 
Höhere Kosten entstanden dem UKSH auch dadurch, dass 11 der 
14 Änderungsverträge rückwirkend abgeschlossen wurden. Die höheren 
Gehälter wurden teilweise mehr als 5 Monate, in einem Fall sogar 
10 Monate, nachgezahlt.  
 

                                                      
1  LT-Drs. 16/355, S. 14; LT-Drs. 17/2036, S. 6 und LT-Drs. 18/1355 (neu), S. 8. 
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Das UKSH erklärt, dass die Gehaltserhöhungen zur Aufrechterhaltung der 
Arbeits- und Leistungsfähigkeit des UKSH erforderlich gewesen seien. 
Gehaltsänderungen erfolgten nie aus Selbstzweck, sondern um Ärzte am 
UKSH zu halten oder zusätzliche Leistungen und/oder Aufgaben zu vergü
ten.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Bereits vor Neufassung der 
Gehaltsgrenzen äußerten die Ministerien Bedenken, dass sich die Kosten 
durch die Neufassung erhöhen würden. Dem war der Vorstand entgegen
getreten, hatte Kosteneinsparungen angekündigt und auf Ruhestandsein
tritte hochbezahlter Chefärzte hingewiesen, für die bei Vertragsabschluss 
nicht die 300.000 €-Grenze galt. Letztlich haben sich die zuvor geäußerten 
Bedenken jedoch realisiert. 
 

10.3.3 Trotz neuer Gehaltsgrenzen verstieß der Vorstand gegen Zustim
mungserfordernis 
 
Obwohl der Vorstand durch die differenzierteren Gehaltsgrenzen flexibler 
agieren konnte, hielt er die Grenzen nicht durchgängig ein:  
• Auf Verträge mit Sektionsleitern wandte der Vorstand die neuen 

Gehaltsgrenzen erst gar nicht an, obwohl diese explizit im 
AR-Beschluss genannt waren. Bis Mitte 2024 wurden 7 Verträge 
geschlossen, bei denen das UKSH die Zustimmungspflicht nicht geprüft 
hat. 

• In einem Fall modifizierte das UKSH ohne Absprache die vom AR vor
gegebene Berechnungsweise so, dass ein höheres Clusterergebnis 
erreicht wurde. Dadurch konnte der Vorstand ohne Zustimmung des 
AR eine höhere Vergütung vereinbaren. 

• In einem anderen Fall verhandelte der Vorstand ein Gehalt oberhalb 
des nach dem Cluster vorgesehenen Vergütungskorridors, ohne den 
AR einzubinden. Erst nach Vertragsabschluss fiel dieser Fall dem 
Finanzministerium im Rahmen des regelmäßigen Berichts über 
AT-Verträge auf. Konsequenzen hatte der Verstoß allerdings nicht. 

 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass der Aufsichtsrat, wenn 
eine Überschreitung des Vergütungskorridors erkannt werde, selbst ent
scheide, wie mit solchen Informationen umgegangen werden solle. Die 
Ministerien würden lediglich vorbereitend tätig: Die erstellten Vorberei
tungsvermerke dienten der individuellen fachlichen Vorbereitung der Lan
desmandatsträger. Die Vermerke unterstützten die Landesmandatsträger 
bei ihrer Willensbildung, bildeten aber nicht die Willensbildung selbst ab.  

 
Dem stimmt der LRH zu. 
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Das UKSH verweist darauf, dass es nach Vertragsschluss in den genann
ten Fällen dem Wirtschaftsausschuss berichtet habe.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung, dass ein Bericht nach Vertrags-
abschluss nicht die erforderliche Zustimmung des Aufsichtsrats vor Ver
tragsabschluss ersetzt. 
 

10.3.4 Beschluss des Aufsichtsrats ist rechtlich bedenklich 
 
2024 empfahl der Vorstand eine Fortschreibung der detaillierten Berech
nungsgrundlage. Er schlug u. a. vor, bei der Bestimmung der Umsätze 
einer Klinik ambulante Umsätze aus Medikamentenerlösen zu 10 % ein
zubeziehen. Den Vorschlag des UKSH-Vorstands übernahm der AR 
unverändert.  
 
Der AR-Beschluss ist rechtlich bedenklich. Die Einbeziehung von Medika
mentenerlösen widerspricht dem ärztlichen Berufsrecht. Es ist dem Arzt 
untersagt, „…für die Verordnung oder den Bezug von Arznei- oder Hilfs
mitteln oder Medizinprodukten ein Entgelt oder andere Vorteile zu fordern, 
sich oder Dritten versprechen oder gewähren zu lassen oder selbst zu 
versprechen oder zu gewähren.“1 Die Koppelung der Vergütungshöhe für 
Chefarzt-Vergütungen an die Umsätze des Krankenhauses aus Medika
mentenerlösen widerspricht diesem Verbot. Der AR-Beschluss ist zu über
prüfen. 
 
Das UKSH sieht keinen Verstoß gegen Berufsrecht. Die Medikamenten-
erlöse seien nur für die Berechnung des Clusters relevant. Der Chefarzt 
erhalte jedoch keine Beteiligung am Medikamentenumsatz.  
 
Das Wissenschaftsministerium erklärt, diesem Punkt nachzugehen.  
 

10.4 Außertarifliche (Zusatz-)Verträge im ärztlichen Bereich: Aufsichtsrat 
ist seinem Anspruch nicht gerecht geworden - Kosten steigen 
 
Neben den Chefarzt-Verträgen kann der UKSH-Vorstand weitere privat
rechtliche Dienstverhältnisse begründen  
• mit Professoren, denen eine besondere Funktion in der Krankenversor

gung übertragen wird2 und 
• mit Leitern einer zentralen Einrichtung oder mit Oberärzten, die keine 

Professoren sind, für die Erbringung bestimmter Aufgaben.3 
                                                      
1  § 32 Abs. 1 Berufsordnung der Ärztekammer Schleswig-Holstein vom 03.02.1999 in der 

Fassung der Satzung zur Änderung der Berufsordnung vom 12.01.2022 (veröffentlicht 
am 08.02.2022). 

2  § 90 Abs. 5 HSG. 
3  § 90 Abs. 6 HSG. 
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Seit 2017 ist in das Hochschulgesetz (HSG) aufgenommen, dass der AR 
auch für diese Fallgestaltungen Eckpunkte festlegen kann.1 Von dieser 
Möglichkeit hat der AR aufgrund der Unterschiedlichkeit der Vertrags-
gestaltungen bis heute keinen Gebrauch gemacht.  
 
UKSH-intern greift damit eine Richtlinie des Vorstands aus 2010. Danach 
prüft das Justiziariat des UKSH bei bestehendem Anlass, ob der Entwurf 
eines AT-(Zusatz-)Vertrags ein außergewöhnliches Rechtsgeschäft dar
stellt, welches dem AR zur Zustimmung vorgelegt werden muss.  
 
Von den 84 AT-(Zusatz-)Verträgen, die der Vorstand zwischen November 
2019 und Juli 2024 abschloss, wertete das UKSH keinen als außer-
gewöhnliches Rechtsgeschäft. Die je AT-(Zusatz-)Vertrag vereinbarte 
Vergütung bewegte sich zwischen 2.640 € und 252.920 € pro Jahr.  
 
Hinzu kommt regelmäßig die Besoldung aus einem parallel bestehenden 
Beamtenverhältnis mit dem Land oder die tarifvertragliche Vergütung aus 
dem Grundbeschäftigungsverhältnis mit dem UKSH.  
 
Die Anzahl der Vollzeitkräfte (VK) mit AT-(Zusatz-)Verträgen wuchs im 
Zeitraum 2016 bis 2023 um 42 VK von 56 auf 98 VK.  
 
Es liegt nahe, dass die Entwicklung zumindest auch auf die fehlende 
Regulierung in diesem Bereich zurückzuführen ist. Der LRH fordert den 
AR auf, kostenbegrenzende Maßnahmen zu ergreifen.  
 
Das Finanzministerium und das Wissenschaftsministerium weisen 
darauf hin, dass dem Aufsichtsrat die bestehenden Kompetenzen bewusst 
seien und es ihm auch hier selbst obliege, ob er solche Eckwerte für sinn
voll erachte und sie entsprechend beschließe.  
 
Das Wissenschaftsministerium ergänzt, dass geprüft werde, inwiefern 
Eckwerte für die Vergütung von Oberarztzusatzverträgen erstellt werden 
könnten, verweist aber auf tarifrechtliche Schwierigkeiten.  
 
Das UKSH sieht den Anstieg der Personalkosten in diesem Bereich selbst 
als kritisch an, da er nicht ausreichend durch die Krankenkassen gegen-
finanziert sei. Es hält den Personalaufwuchs aber für notwendig, um 
Oberärzte am UKSH zu halten. Diese seien bislang direkt von den Chef
ärzten an den Privaterlösen beteiligt worden. Die Umstellung der Vergü
tungssystematik bei den Chefärzten habe zwangsläufig zu einer Auswei
tung der AT-Verträge bei den Oberärzten geführt. Der LRH lasse zudem 

                                                      
1  § 85 Abs. 2 Nr. 10 HSG. 



105 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

unberücksichtigt, dass es auch im Tarifbereich zwischen 2016 und 2023 
erhebliche Steigerungen gegeben habe. 
 
Der LRH entgegnet, dass gerade wenn die Kosten laut UKSH nicht gegen
finanziert sind, eine transparente Kostenkontrolle durch den AR wichtig ist. 
Es ist Aufgabe des AR, den Vorstand künftig anhand von maßgeblichen 
Kennzahlen zu kontrollieren. Dazu sollten die Personalkosten ganzheitlich 
betrachtet werden.  
 

10.5 Verwaltung: Gehaltsgrenzen laufen weitgehend ins Leere, was zu 
Mehrkosten führt 
 
Für den Verwaltungsbereich hatte der AR demgegenüber bereits 2014 
Gehaltsvorgaben für den Abschluss von AT-Verträgen gemacht und diese 
2016 für die Nachbesetzung von Dezernats- und Stabsstellenleitungen 
sogar verschärft. Danach ist die Gewährung von Leistungszulagen und 
persönlichen Zulagen im Verwaltungsbereich nicht zulässig. Der Höhe 
nach begrenzte Ausnahmen wurden u. a. zugelassen für  
• Geschäftsführungen auf den Campi, bei den Tochtergesellschaften und 

für die geschäftsführenden Direktorinnen und Direktoren.  
• Leitungen von Stabsstellen und Dezernaten. Im Interesse der Tarifein

heit und zur Wahrung der Vergleichbarkeit mit den Vergütungen für 
vergleichbare Positionen in der allgemeinen Verwaltung gilt für diese 
seit 2016 die Begrenzung der Vergütung entsprechend einer Besol
dung nach der Besoldungsgruppe B 2 plus 15 % (Stand 01/2025 
121.506 €).  

 
Darüber hinausgehende Vergütungen bedürfen der vorherigen Zustim
mung des AR. Der Vorstand widersprach dem Beschluss von 2016 unver
züglich. Er befürchtete Wettbewerbsnachteile mit privaten Unternehmen 
der Gesundheitswirtschaft.1 Der LRH erwartete deshalb bereits 2019 
Umsetzungsschwierigkeiten.2 
 
Die Erwartung des LRH aus 2019 hat sich bestätigt. Bei jeder Nachbeset
zung einer Dezernats- oder Stabsstellenleitung wurde der AR einge-
bunden und stimmte einer höheren Vergütung zu. Das Regel-Ausnahme-
Verhältnis hat sich umgekehrt. Die vom AR für die Nachbesetzung von 
Dezernats- und Stabsstellenleitungen in 2016 aufgestellte Gehaltsgrenze 
läuft ins Leere - Kostenpunkt: mindestens 200.000 € jährlich. Der 
AR-Beschluss aus 2016 hat allenfalls Alibi-Funktion, um gegenüber dem 
Landtag und dem LRH nachzuweisen, tätig geworden zu sein. Angesichts 

                                                      
1  Protokollnotiz vom 27.06.2016 zu TOP 19 des Protokolls der 58. AR-Sitzung vom 

27.06.2016. 
2  Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 16.3. 
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der mittlerweile verfestigten Vergütungsstruktur für die Führungsebene im 
UKSH sollte die Gehaltsgrenze hinterfragt werden.  
 
Demgegenüber konnten die Gehälter für Geschäftsführungen und Kauf
männische Campusdirektionen durch die AR-Vorgaben knapp 10 Jahre 
konstant gehalten werden. Anders als die Dezernats- und Stabsstellen-
leitungen, bei denen sukzessive tarifrechtliche Regelungen in die AT-
Verträge aufgenommen wurden, nahmen sie auch 10 Jahre lang nicht am 
Inflationsausgleich teil. Im Zuge dessen ist der finanzielle Abstand 
zwischen den verschiedenen Leitungsebenen im UKSH gesunken. Das 
wird der wirtschaftlichen Verantwortung nicht gerecht. Der LRH sieht die 
Notwendigkeit, die Gehaltsgrenze für Geschäftsführungen und Kaufmän
nische Campusdirektionen nach 10 Jahren an das aktuelle Gehaltsgefüge 
anzupassen. Andernfalls ist damit zu rechnen, dass der AR künftig auch 
bei diesen Verträgen dauerhaft eingebunden wird. Eine Situation wie bei 
den Dezernats- und Stabsstellenleitungen ist zu vermeiden.  
 
Das Wissenschaftsministerium hebt hervor, dass der LRH keinen Ver
stoß gegen Vorgaben und Beschlüsse des AR festgestellt habe. Die 
bestehenden Regelungen würden dennoch überprüft.  
 
Das UKSH führt aus, dass nur die Zahlung marktgerechter Vergütungen 
es dem UKSH ermögliche, geeignete Führungskräfte auch in der Verwal
tung anzustellen und an sich zu binden. Die vom LRH bezifferten Mehr
kosten seien aus Sicht des Vorstands eben diese Gehaltslücke zwischen 
den Gehaltsgrenzen und der marktgerechten Vergütung.  
 
Der LRH befürwortet das Tätigwerden des Wissenschaftsministeriums. 
 

10.6 Empfehlungen 
 
Der LRH erkennt die Schwierigkeiten, konkrete Vergütungshöchstgrenzen 
für Zustimmungspflichten zu etablieren. Weder die detaillierten Cluster-
regelungen für die Chefarzt-Verträge noch die engen Gehaltsgrenzen für 
Dezernats- und Stabsstellenleitungen haben sich im Prüfungszeitraum als 
zielführend erwiesen. Bei den AT-(Zusatz-)Verträgen ist der AR gar nicht 
erst tätig geworden. Auch dies hat zu Fehlentwicklungen geführt. 
 
Der AR sollte seinen Fokus künftig stärker auf die tatsächliche Kosten-
entwicklung legen: 
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10.6.1 Vorgabe von Budgets 
 
Der LRH empfiehlt die Vorgabe von Budgets, die allgemeine Kosten-
steigerungen berücksichtigen. Die Vorgabe solcher Rahmen wäre leicht 
umsetzbar. Sie hat den Vorteil, dass sie transparent und leicht zu kontrol
lieren sind. Bei der Ausgestaltung sollte darauf geachtet werden, dass alle 
Gehaltsbestandteile erfasst werden und nicht nur die aus dem einzelnen 
AT-(Zusatz-)Vertrag. Dadurch werden Vertragsgestaltungen verhindert, 
die darauf abzielen, die Vorgaben zu umgehen. Die Vorgaben sollten sich 
an den tatsächlichen Kosten orientieren und nicht an Kostenprognosen. 
Die Einhaltung der Budgets sollte durch Zielvorgaben an den Vorstand 
abgesichert werden.  
 

10.6.2 Vorgabe klarer und verbindlicher Gehaltsgrenzen 
 
Um das Gehaltsgefüge im UKSH leistungs- und verantwortungsgerecht zu 
strukturieren und zu fixieren, sollten ergänzend für einzelne Funktionen 
und Leitungsebenen Gehaltsgrenzen festgelegt werden, deren Überschrei
tung die Zustimmungspflicht des AR auslöst. Wegen der Kostenkontrolle 
über das Budget sollten die Grenzen aber großzügiger sein als bisher. 
Dadurch würde ein Ausufern von Einzelfallentscheidungen vermieden. 
Detaillierte, komplexe Berechnungsvorgaben haben sich nicht bewährt. 
Stattdessen sollten die Gehaltsgrenzen klar und verbindlich sein. 
 

10.6.3 Absicherung durch vertragliche Gehaltsobergrenzen 
 
Darüber hinaus sollte der Vorstand verpflichtet werden, in jedem 
AT-Vertrag eine Gehaltsobergrenze zu vereinbaren. Dadurch könnte ver
hindert werden, dass in Fällen unerwarteter und ungeplanter Leistungs
ausweitung unverhältnismäßig hohe variable Vergütungen gezahlt werden 
müssen. 
 
Das Finanzministerium teilt die Empfehlungen des LRH. Den Mitgliedern 
des Wirtschaftsausschusses habe es bereits einen entsprechenden Vor
schlag gemacht.  
 
Das Wissenschaftsministerium hält die Entwicklung eines transparenten 
Verfahrens unter Darstellung der Vergütung nach Vertragsabschluss für 
überlegenswert. Bei der vom LRH vorgeschlagenen Budgetierung sieht es 
die Gefahr, dass der Kostenrahmen regelmäßig erhöht werden müsse. Es 
bevorzuge deshalb die Festlegung von Eckwerten. Einzelne Anregungen 
des LRH würden in zukünftige Überlegungen einbezogen werden, wie bei
spielsweise die Festlegung einer Maximalgesamtvergütung. 
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Das UKSH erklärt, dass es seit September 2022 in einzelnen Verträgen, 
wo es sinnvoll gewesen sei, Vergütungshöchstgrenzen mit Chefärzten 
vereinbart habe, um eine langfristige Begrenzung der Vergütungshöhe zu 
erreichen.  
 
Der LRH befürwortet jegliche Bestrebungen des UKSH, der Ministerien 
und der Aufsichtsgremien, die zu einer transparenteren Darstellung der 
Kosten und zu einer größeren Kostenkontrolle führen und den Kostenauf
wuchs begrenzen. 
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